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Die Bundesregierung hat am 26.6.2024 einen Gesetzentwurf zur Modernisierung des Schiedsverfahrensrechts beschlossen

(vgl. BMJ, PM Nr. 55/2024 vom 26.6.2024). Mit der Reform solle Deutschlands Attraktivität als Standort für Streitbeilegung

weiter gestärkt werden. Der Gesetzentwurf wurde vom Bundesminister der Justiz (BMJ) vorgelegt. Hierzu erklärte Bundes-

justizminister Dr. Marco Buschmann: „Wir machen den Schiedsstandort Deutschland jetzt noch attraktiver und entwickeln

das Schiedsverfahrensrecht fort. Unser Ansatz lautet: weniger Formalismus, mehr Offenheit für digitale Lösungen. Die private

Schiedsgerichtsbarkeit machen wir damit noch leistungsfähiger. Zugleich werden wir auch die Leistungsfähigkeit der staat-

lichen Gerichtsbarkeit stärken. Der heute beschlossene Gesetzentwurf steht nicht für sich allein. Mit der Einführung von

Commercial Courts und der Stärkung von Videoverhandlungen sorgen wir dafür, dass auch die staatliche Ziviljustiz moderner

wird. Streitbeilegung made in Germany ist und bleibt ein Gütesiegel – egal ob es um Schiedsgerichte geht oder um staat-

liche Gerichte.“ Das deutsche Schiedsverfahrensrecht ist in der ZPO geregelt. Es gelangt zur Anwendung, wenn der Ort des

schiedsrichterlichen Verfahrens in Deutschland liegt (§ 1025 Abs. 1 ZPO) und darüber hinaus auch in einigen anderen Fällen

(§ 1025 Abs. 2 ZPO). Das Schiedsverfahrensrecht trifft u.a. Regelungen zu Schiedsvereinbarungen, zur Durchführung des

schiedsrichterlichen Verfahrens und zu den Voraussetzungen der Vollstreckung von Schiedssprüchen. Das Schiedsverfahrens-

recht wurde zuletzt vor 25 Jahren umfassend reformiert. Es habe sich nach Einschätzung von Experten bewährt. Durch die

vorgeschlagenen Änderungen solle der voranschreitenden Digitalisierung und verschiedenen Entwicklungen in der Praxis

der Schiedsgerichtsbarkeit Rechnung getragen werden. Geplant seien u.a. folgende Änderungen am Schiedsverfahrensrecht:

(1) Formfreie Schiedsvereinbarungen; (2) Erleichterung der Veröffentlichung von Schiedssprüchen; (3) Videoverhandlungen

vor Schiedsgerichten und elektronische Schiedssprüche und (4) Änderungen bei Verfahren vor staatlichen Gerichten im Zu-

sammenhang mit Schiedsverfahren. Der Regierungsentwurf findet sich auf den Seiten des BMJ. Lesen Sie zum Thema auch

Umbeck, Die Erste Seite, BB Heft 11/2024 sowie Risse/Oehm, BB 2024, 1163ff.
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Entscheidungen
BGH: beA – Pflicht zur elektronischen Über-

mittlung auch bei Tätigwerden eines RA in

eigener Sache

Ein Rechtsanwalt, der in einem Zwangsvollstre-

ckungsverfahren in eigener Sache tätig wird,

ohne als Rechtsanwalt aufzutreten, ist jedenfalls

dann zur elektronischen Übermittlung von

Schriftsätzen an das Gericht verpflichtet, wenn er

Rechtsmittel (hier: Widerspruch gegen die Eintra-

gungsanordnung des Gerichtsvollziehers, soforti-

ge Beschwerde gegen eine Entscheidung des

Vollstreckungsgerichts) einlegt.

BGH, Beschluss vom 4.4.2024 – I ZB 64/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1601-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: beA – Glaubhaftmachung der vorüber-

gehenden Unmöglichkeit der Einreichung

eines Schriftsatzes als elektronisches Doku-

ment

Die Glaubhaftmachung der vorübergehenden

Unmöglichkeit der Einreichung eines Schriftsat-

zes als elektronisches Dokument bedarf einer

aus sich heraus verständlichen, geschlossenen

Schilderung der tatsächlichen Abläufe oder Um-

stände. Hieran fehlt es, wenn die glaubhaft ge-

machten Tatsachen jedenfalls auch den Schluss

zulassen, dass die Unmöglichkeit nicht auf tech-

nischen, sondern auf in der Person des Einrei-

chers liegenden Gründen beruht (im Anschluss

an BGH, Beschluss vom 17. Januar 2024 – XII ZB

88/23, BeckRS 2024, 2621 [BB 2024, 897 Ls.]).

BGH, Beschluss vom 14.3.2024 – V ZB 2/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1601-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: beA – Anforderungen an die Über-

mittlung eines elektronischen Dokuments

nach § 130a Abs. 3 S. 1 ZPO

Zu den nach § 130a Abs. 3 Satz 1 ZPO bestehen-

den Anforderungen an die Übermittlung eines

elektronischen Dokuments.

BGH, Beschluss vom 7.5.2024 – VI ZB 22/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1601-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Anforderungen an Begründung von

der Rechtsbeschwerde unterliegenden Be-

schlüssen

Beschlüsse, die der Rechtsbeschwerde unterlie-

gen, müssen den maßgeblichen Sachverhalt,

über den entschieden wird, wiedergeben sowie

den Streitgegenstand und die Anträge in beiden

Instanzen erkennen lassen. Anderenfalls sind sie

nicht mit den nach dem Gesetz erforderlichen

Gründen versehen und bereits deshalb wegen

eines von Amts wegen zu berücksichtigenden

Verfahrensmangels aufzuheben.

BGH, Beschluss vom 20.2.2024 – VI ZB 19/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1601-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Vorsatzanfechtung – Zum Bestreiten

des Liquiditätsstatus durch außerhalb der

Gesellschaft stehenden Dritten

Von einem außerhalb der Gesellschaft stehenden

Dritten kann nicht ohne Weiteres verlangt wer-

den, dass er den vom Insolvenzverwalter zur Dar-

legung der Zahlungsunfähigkeit der Schuldnerin

aufgestellten Liquiditätsstatus im Einzelnen kon-

kret und substantiiert bestreitet, wenn der vom

Insolvenzverwalter vorgelegte Liquiditätsstatus

keine Einzelheiten enthält und der Insolvenzver-

walter seinerseits seinen Vortrag nicht näher –

etwa durch Vorlage von Rechnungen, Kontoaus-

zügen oder sonstigen Unterlagen – belegt hat.

BGH, Urteil vom 18.4.2024 – IX ZR 129/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1601-5

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Ausgestaltung einer Bestell-Schalt-

fläche bei einheitlichemBestellvorgang

a) In den Fällen des § 312j Abs. 3 Satz 2 BGB

muss der Verbraucher aus der Bildschirmmaske,

in der die Bestell-Schaltfläche enthalten ist, erse-

hen können, für welche Leistungen des Unter-

nehmers er eine Zahlungspflicht eingeht.

b) Wenn mit einem einheitlichen Bestellvorgang

Verträge über mehrere Leistungen abgeschlos-

sen werden, die grundsätzlich unabhängig von-

einander zu erbringen sind, muss die Maske, in

der die Bestell-Schaltfläche enthalten ist, einen

eindeutigen Hinweis darauf enthalten, dass der

Verbraucher mit dem Betätigen der Schaltfläche

eine auf den Abschluss aller dieser Verträge ge-

richtete Erklärung abgibt.

c) Hat ein Unternehmer im Zusammenhang mit

dem Abschluss eines nach § 312j Abs. 3 und 4

BGB unwirksamen Abonnementvertrags eine

andere Leistung zu einem vergünstigten Preis

erbracht, steht der Schutzzweck der genannten

Vorschriften einem Anspruch des Unternehmers

auf Wertersatz gemäß § 812 Abs. 1 Fall 1 und

§ 818 Abs. 2 BGB in der Regel entgegen.
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